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§ 1 Name, Wesen und Sitz des Vereins 

(1) Der Verein führt den Namen „TSV Reinhardtsgrimma 1894 e.V.“. 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Deutschland, 01768 Glashütte, Ortsteil Reinhardtsgrimma.  

(3) Er ist im Vereinsregister beim Amtsgericht Dresden unter VR 40626 eingetragen. 

(4) Der Verein ist Mitglied im Landessportbund Sachsen e.V. sowie in den für die betriebenen Sportarten 
zuständigen Fachverbänden und erkennt deren Satzungen, Ordnungen und Wettkampfbestimmungen für sich 
und seine Mitglieder als verbindlich an. 

 

§ 2 Zweck des Vereins 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(2) Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports sowie die Förderung des traditionellen Brauchtums, 
insbesondere des Karnevals und Faschings. 

(3) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch: 

a) die Organisation eines geordneten Sport-, Spiel-, Übungs- und Kursbetriebes für alle Bereiche, 
einschließlich des Freizeit- und Breitensports; 

b) die Durchführung von sportlichen Veranstaltungen, Wettkämpfen und Festen; 

c) die Durchführung von Karnevalsveranstaltungen und von Veranstaltungen, die der Förderung und 
Pflege karnevalistischen Brauchtums dienen; 

d) die Aus- und Weiterbildung sowie den Einsatz von Übungsleitenden, Trainierenden und Helfenden; 

e) die Errichtung und Erhaltung von Sportanlagen. 

(4) Jeder Mensch ist herzlich willkommen, unabhängig von seinen individuellen Merkmalen oder 
Hintergründen. Der Verein strebt danach, eine vielfältige und integrative Gemeinschaft zu sein, in der alle 
Mitglieder gleichermaßen respektiert werden. 

(5) Der Verein fördert die Persönlichkeitsentwicklung von Kindern und Jugendlichen und trägt zu 
Rahmenbedingungen bei, die ein gewaltfreies, wertebasiertes Aufwachsen ermöglichen. 

(6) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.  

(7) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten 
keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.  

(8) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zwecke des Vereins fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

 

 

 

 

 



 

§ 3 Grundsätze der Tätigkeit und Mitgliedschaft 

 (1) Grundlage der Vereinsarbeit ist das Bekenntnis aller Mitglieder des Vereins zur freiheitlich demokratischen 
Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland und des Freistaates Sachsen. 

(2) Der Verein bekennt sich zu einem humanistisch geprägten Menschenbild, wahrt und fördert die ethischen 
Werte sowie das bürgerschaftliche Engagement im Sport. 

(3) Der Verein ist parteipolitisch und religiös neutral. Er vertritt den Grundsatz religiöser, weltanschaulicher und 
ethnischer Toleranz und Neutralität. Er tritt rassistischen, verfassungs- und fremdenfeindlichen Bestrebungen 
und anderen diskriminierenden oder menschenverachtenden Verhaltensweisen entgegen. Er verurteilt jegliche 
Form von Gewalt, unabhängig davon, ob sie verbaler, körperlicher, seelischer oder sexualisierter Art ist.  

(4) Wir respektieren die Freiheit unserer Vereinsmitglieder, ihre persönliche Meinung, Weltanschauung und 
Glaubensfreiheit zu äußern, unter Berücksichtigung der Grundsätze aus §3 Abs. 3 und der Wahrung von 
Respekt für die Würde und Vielfalt von Menschen und Meinungen. 

(5) Der Verein, seine Amtsträger/-innen und Mitarbeitenden pflegen eine Aufmerksamkeitskultur und führen 
regelmäßig Präventionsmaßnahmen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen vor jeglicher Form von Gewalt 
im Sport durch. Zur Sicherstellung erlässt der Gesamtvorstand ein entsprechendes Schutzkonzept nebst 
dessen integraler Bestandteile wie insbesondere: 

- die verpflichtende Erklärung zu einem Ehrenkodex für Vorstandsmitglieder, Trainer, Übungsleiter und  
   sonstige in der Kinder- und Jugendarbeit Tätige, 

- die verpflichtende Vorlage des erweiterten Führungszeugnisses für Vorstandsmitglieder, Trainer,    
   Übungsleiter und sonstige in der Kinder- und Jugendarbeit Tätige, 

- der Erlass allgemeiner Verhaltensrichtlinien und 

- die Benennung von Ansprechpersonen. 

(6) Der Verein steht für Fairness und tritt für einen doping- und manipulationsfreien Sport ein. 

(7) Der Verein befürwortet und fördert die Inklusion behinderter und nicht behinderter Menschen und die 
Integration von Menschen mit Zuwanderungshintergrund. Er verfolgt die Gleichstellung der Geschlechter. 

(8) Der Verein fördert die Funktion des Sports als verbindendes Element zwischen Nationalitäten, Kulturen, 
Religionen und sozialen Schichten. Er bietet Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen unabhängig von 
Geschlecht, Abstammung, Hautfarbe, Herkunft, Glauben, sozialer Stellung oder sexueller Identität eine 
sportliche Heimat. 

(9) Der Verein nimmt Rücksicht auf Natur und Umwelt, denkt Auswirkungen mit und vermeidet, wo immer 
möglich, die Verwendung umweltgefährdender Substanzen und Verhaltensweisen. Zu einem nachhaltigen 
Sportbetrieb gehört auch eine verantwortungsbewusste Mobilität, Abfallvermeidung und Schutz von 
naturnahen Sportstätten sowie die Einhaltung umfassender Nachhaltigkeitsstandards bei der Renovierung 
oder dem Neubau der Sportstätten. 

 

§ 4 Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 

 

 



 

§ 5 Mitgliedschaft 

§ 5.1. Arten der Mitgliedschaft  

(1) Der Verein besteht aus:  

a. Ordentliche Mitgliedern (Aktiven, Passiven)  

b. Ehrenmitgliedern  

c. Fördernden Mitgliedern  

(2) Ordentliche Mitglieder sind alle natürlichen Personen. Aktive sind Mitglieder, die regelmäßig am Trainings- 
und Wettkampfbetrieb des Vereins teilnehmen. Passive sind Mitglieder, die selbst keinen aktiven Sport 
ausüben.  Ein Wechsel von der aktiven zur passiven Mitgliedschaft ist nur nach schriftlicher Mitteilung an den 
Vorstand bis zum 30. September des Geschäftsjahres zulässig. In besonderen Fällen kann der Vorstand 
Ausnahmen zulassen. Der Wechsel von der passiven zur aktiven Mitgliedschaft ist jederzeit möglich. 

(3) Ehrenmitglieder sind Personen, die sich um die Förderung und die Arbeit des Vereins besonders verdient 
gemacht haben und können durch den Vorstand ernannt werden. 

(4) Fördernde Mitglieder des Vereins können natürliche oder juristische Personen werden, die den Verein und 
seine Aufgaben ideell oder materiell unterstützen wollen. Sie haben in der Mitgliederversammlung kein 
Stimmrecht.  

 

§ 5.2. Rechtliche Stellung Minderjähriger  

Kinder und Jugendliche bis zum 18. Lebensjahr können die Mitgliedschaft im Verein nur erwerben, wenn die 
gesetzlichen Vertreter in den Mitgliedschaftsvertrag schriftlich eingewilligt haben. Sie üben ihre 
Mitgliederrechte im Verein persönlich aus. Besonderheiten ergeben sich aus §9 Abs.5. 

 

§ 5.3. Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden. 

(2) Der Antrag auf Mitgliedschaft ist schriftlich an den Vorstand zu richten. Bei minderjährigen Antragstellenden 
ist die schriftliche Zustimmung der gesetzlichen Vertretung erforderlich. 

(3) Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand durch Beschluss. Eine Ablehnung des Antrags muss nicht 
begründet werden. Es gibt keinen Rechtsanspruch auf Aufnahme in den Verein.  

(4) Mit der Aufnahme erkennt das neue Mitglied die Vereinssatzung und die Vereinsordnungen in der jeweiligen 
Fassung an.  

 

§ 5.4. Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Die Mitglieder sind berechtigt, sich am Trainings- und Wettkampfbetrieb bzw. im Freizeitsport aktiv zu 
betätigen. Sie dürfen die dem Verein zur Verfügung stehenden Sportanlagen, Einrichtungen und Geräte sowie 
Lehrgänge zur Aus- und Weiterbildung nutzen.  

(2) Alle Mitglieder haben in allen Versammlungen des Vereins das aktive Wahl- und Stimmrecht. Sie haben das 
Recht, Anträge an die Mitgliederversammlung zu stellen und den Vereinsorganen Vorschläge und Hinweise zu 
unterbreiten. Besonderheiten ergeben sich aus §9.          

 



 

(3) Die Mitglieder sind verpflichtet: 

a) die Satzung, die Ordnungen des Vereins sowie die Beschlüsse der Vereinsorgane zu befolgen; 

b) die Interessen des Vereins zu wahren und zu fördern; 

c) die festgesetzten Mitgliedsbeiträge und Umlagen fristgerecht zu entrichten. Näheres regelt eine von 
der Mitgliederversammlung zu beschließende Beitrags- und Gebührenordnung. 

d) den Verein über Änderungen der persönlichen, für die Mitgliederverwaltung notwendigen Daten 
schriftlich zu informieren. Dazu gehören insbesondere:  

- Änderungen der Anschrift/E-Mailadresse  

- Änderungen der Bankverbindung 

- Änderungen persönlicher Verhältnisse, die für das Beitragswesen relevant sind. 

Sollten einem Mitglied Nachteile dadurch entstehen, dass Änderungen dem Verein nicht rechtzeitig, 
fehlerhaft oder unvollständig mitgeteilt wurden, so erwachsen daraus keine Ansprüche gegen den 
Verein. 

e) Jedes Mitglied ist zur Leistung von Arbeitsstunden verpflichtet. Näheres, insbesondere die Anzahl der 
Stunden und die finanzielle Abgeltung bei Nichterbringung, regelt eine von der Mitgliederversammlung 
zu beschließende Beitrags- und Gebührenordnung. 

 

§ 5.5. Ausscheiden von Mitgliedern  

(1) Die Mitgliedschaft erlischt durch Austritt, Ausschluss oder Tod des Mitgliedes bzw. durch Auflösung des 
Vereins.  

(2) Der Austritt ist dem Vorstand schriftlich zu erklären. Er ist nur unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 
einem Monat zum Ende des Kalenderjahres möglich. In besonderen Fällen kann der Vorstand Ausnahmen 
gestatten.  

 

§ 5.6. Ausschluss und Sanktionierung von Mitgliedern  

(1) Durch Beschluss des Vorstands können Mitglieder aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn sie trotz 
zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Zahlung von Mitgliedsbeiträgen oder Umlagen im Rückstand ist. Der 
Ausschluss entbindet nicht von der Verpflichtung zur Zahlung der fälligen Beträge.  

(2) Durch Beschluss des Ehrenrates kann ein Mitglied sanktioniert werden, wenn ein schwerwiegender Verstoß 
gegen die Satzung oder die Interessen des Vereins erfolgt. Ein schwerwiegender Verstoß liegt insbesondere 
vor, wenn Mitglieder: 

 a) gegen die in §2 oder §3 niedergelegten Grundsätze verstoßen, oder  

b) sich unehrenhaft verhalten, insbesondere durch Äußerung extremistischer oder 
verfassungsfeindlicher Gesinnung bzw. Haltung innerhalb und außerhalb des Vereins, oder durch die 
Mitgliedschaft in einer extremistischen Partei oder Organisation dem Verein schaden, oder  

c) das Ansehen des Vereins in der Öffentlichkeit schädigen oder dessen Ruf schwerwiegend 
beeinträchtigen, oder 

d) in sonstiger Weise durch sein Verhalten das Ansehen oder die Ziele des Vereins erheblich gefährden, 
oder 



 

e) gegen die Grundsätze des Kinder- und Jugendschutzes verstoßen, insbesondere 

 - körperliche, seelische oder sexualisierte Gewalt anwenden, 

 - jegliche Form sexueller Belästigung vornehmen, 

 - wegen einer Straftat nach § 72a SGB VIII belangt werden, 

- das fürsorgliche Verhalten gegenüber einem Kind oder Jugendlichen unterlassen oder Kinder und 
Jugendliche in einer Weise vernachlässigen, die deren Wohl gefährden 

- die Intimsphäre des Kindes oder Jugendlichen missachten. 

(3) Die Sanktionierung eines Mitglieds setzt dessen Verschulden in Form von Vorsatz oder Fahrlässigkeit 
voraus. Beteiligen sich mehrere Personen an einer der oben benannten Verhaltensweisen, so verstößt jede von 
ihnen gegen das Verbot. 

(4) Folgende Sanktionen können ausgesprochen werden: 

- Verwarnung 

- Platzverweis 

- Befristetes Betretungs- und/oder Nutzungsverbot von Vereinsanlagen 

- Zeitlich begrenztes Verbot der Teilnahme am Sportbetrieb oder an Veranstaltungen 

- Zeitlich begrenzter Entzug von Stimm- und Mitwirkungsrechten 

- Aberkennung von Auszeichnungen 

- Entzug der Ehrenmitgliedschaft 

- Abberufung von einem Amt 

- Ausschluss aus dem Verein 

(5) Über die Sanktionierung entscheidet der Ehrenrat auf Antrag. Zur Antragstellung ist jedes Mitglied 
berechtigt. Bis zum Abschluss des Verfahrens ruhen alle Mitgliedschaftsrechte. Das ausgeschlossene Mitglied 
hat bis zum Zeitpunkt des Ausschlusses sämtliche Verpflichtungen gegenüber dem Verein weiter zu 
realisieren. 

(6) Der Antrag auf Sanktionierung ist dem betroffenen Mitglied samt Begründung zuzuleiten. Das betroffene 
Mitglied wird die Möglichkeit gegeben, sich (schriftlich/mündlich) innerhalb einer Frist von drei Wochen zu dem 
zu den Vorwürfen zu äußern. Nach Ablauf der Frist entscheidet der Ehrenrat unter Berücksichtigung der 
Stellungnahme des betroffenen Mitglieds mit einfacher Mehrheit. 

(7) Die Entscheidung über die Sanktionierung ist dem Mitglied zu begründen und schriftlich bekannt zu geben. 
Der Sanktionsbeschluss wird mit Bekanntgabe an das betroffene Mitglied wirksam. 

(8) Gegen diese Entscheidung kann innerhalb von zwei Wochen eine Beschwerde beim Vorstand eingelegt 
werden. Über die Beschwerde entscheidet in zweiter Instanz die Mitgliederversammlung. Bei schuldhafter 
Versäumung der Frist ist der Weg zu den ordentlichen Gerichten ausgeschlossen.  

 

 

 

 



 

§ 6 Beiträge 

(1) Die Mitglieder sind verpflichtet, Beiträge an den Verein zu leisten. Folgende Beiträge sind zu leisten: 

a) jährlicher Mitgliedsbeitrag 

b) Umlagen 

c) Arbeitsstunden 

 

§ 6.1. Mitgliedschaftsbeitrag  

(1) Die Höhe des Beitrages und die Zahlungsmodalitäten werden in der Beitrags- und Gebührenordnung 
geregelt, die durch die Mitgliederversammlung zu beschließen ist.  

(2) Änderungen der Beiträge sind von der Mitgliederversammlung zu beschließen. 

(3) Die Mitgliedsbeiträge werden von der Mitgliederversammlung festgelegt. Die Mitgliederbeiträge sind zwei 
Wochen nach Rechnungsdatum fällig. Der Vorstand kann auf Antrag Ratenzahlung und in besonderen Fällen 
Beitragsermäßigung gewähren. Die wichtigen Gründe für eine Beitragsermäßigung, Stundung oder den Erlass 
müssen durch das Mitglied glaubhaft nachgewiesen werden. 

(4) Die Aufnahme in den Verein ist davon abhängig, dass sich das Mitglied für die Dauer seiner Mitgliedschaft 
verpflichtet, dem Verein ein SEPA-Mandat für den Lastschrifteinzug der Mitgliedsbeiträge zu erteilen. Die 
Erklärung des Mitglieds dazu erfolgt auf dem Aufnahmeformular. 

 

§ 6.2. Umlagen  

(1) Umlagen dürfen nur zur Erfüllung des Vereinszwecks beschlossen werden und zur Deckung eines größeren 
Finanzbedarfs des Vereins, der mit den regelmäßigen Beiträgen nicht erfüllt werden kann. Der Beschluss 
erfolgt durch die Mitgliederversammlung.  

(2) Die Umlage, die das einzelne Mitglied als Einmalzahlung zu erbringen hat, darf das einfache des durch das 
Mitglied zu leistenden Jahresbeitrags nicht übersteigen. Der Vorstand kann in besonderen Fällen 
Beitragsermäßigung gewähren. Die wichtigen Gründe für eine Beitragsermäßigung, Stundung oder den Erlass 
müssen durch das Mitglied glaubhaft nachgewiesen werden. 

 

§ 6.3. Arbeitsstunden  

(1) Jedes Mitglied ab dem vollendeten 14. Lebensjahr ist verpflichtet jährliche Arbeitsstunden für den Verein zu 
erbringen. Bei Nichterfüllung ist ein zusätzlicher Vergütungssatz zu entrichten.  

(2) Die Anzahl der Arbeitsstunden, die das einzelne Mitglied zu erbringen hat, sowie die Höhe des 
Vergütungssatzes bei Nichterfüllung werden in der Beitrags- und Gebührenordnung geregelt. 

 

§ 7 Organe des Vereins 

(1) Organe des Vereins sind: 

a) die Mitgliederversammlung, 

b) der Vorstand, 

c) der Ehrenrat. 



 

(2) Die Tätigkeit in den Organen ist ehrenamtlich. Entstandene und nachgewiesene Auslagen können auf 
Antrag erstattet werden. Tatsächlich erfolgte Aufwendungen können innerhalb einer Ausschlussfrist von 3 
Monaten geltend gemacht werden. 

(3) Der Verein verpflichtet sich, die Diversität anzustreben, um die Repräsentation der Mitglieder und die Kraft 
unterschiedlicher Perspektiven sicherzustellen. 

 

§ 8 Vorstand 

(1) Zum Vorstand gemäß § 26 BGB gehören: 

a) der/die 1. Vorsitzende, 

b) der/die 2. Vorsitzende, 

c) der/die Schatzmeister/-in, 

(2) Der erweiterte Vorstand besteht aus: 

d) dem/der Schriftführer/-in, 

e) dem/der Nachwuchsleiter/-in, 

f) dem/der Verantwortlichen für Sponsoring, 

g) dem/der Technischen Leiter/-in, 

h) dem/der Kinderschutzbeauftragen, 

i) dem/der Verantwortlichen für Öffentlichkeitsarbeit. 

(3) In dieser Satzung werden unter „Vorstand“ jeweils der Vorstand gemäß § 26 BGB und der erweiterte 
Vorstand verstanden.  
Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der/die 1. Vorsitzende, der/die 2. Vorsitzende und der/die Schatzmeister/-
in. Jeweils zwei dieser Vorstandsmitglieder vertreten den Verein gemeinsam gerichtlich und außergerichtlich. 

(4) Ein Vorstandsmitglied kann mehrere Vorstandsposten gleichzeitig bekleiden, innerhalb des Vorstandes 
gemäß § 26 BGB ist dies ausgeschlossen.  Der Vorstand muss jedoch mindestens fünf Mitglieder umfassen.  

(5) Die Mitglieder des Vorstands werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von drei Jahren gewählt. 
Sie bleiben bis zur Neuwahl im Amt. Die Wiederwahl ist zulässig. 

(6) Wählbar sind Mitglieder, die das 18. Lebensjahr vollendet haben.  

(7) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins und ist für alle Angelegenheiten zuständig, die nicht durch die 
Satzung einem anderen Organ zugewiesen sind.  

(8) Für den Fall des Ausscheidens von Vorstandsmitgliedern hat der Vorstand das Recht, sich aus den Kreisen 
der Mitglieder des Vereins zu ergänzen. Diese Neubesetzung bleibt bis zur nächsten regulären Neuwahl 
beibehalten. 

(9) Sinkt die Zahl der Vorstandsmitglieder unter fünf, so ist die Neuwahl des gesamten Vorstandes durch 
außerordentliche Mitgliederversammlung vorzunehmen.  

(10) Dem/der 1. Vorsitzenden obliegt die oberste Leitung der Vereinsangelegenheiten. Er/Sie hat die 
Versammlungen des Vereins sowie des Vorstandes einzuberufen, den Vorsitz zu übernehmen und die 
Beschlüsse auszuführen. Er/Sie wird durch den/die 2. Vorsitzende/-n vertreten.  

 



 

(11) Der Vorstand ist grundlegend beschlussfähig, wenn nach den Regelungen der Satzung (gleich aus 
welchem Grund) nicht alle Vorstandsposten besetzt sind. Es müssen jedoch neben dem Vorstand gemäß § 26 
BGB mindestens zwei weitere Posten besetzt sein. Der Vorstand ist auch dann beschlussfähig, wenn außer 
dem/der 1. oder dem/der 2. Vorsitzenden mindestens zwei weitere Vorstandsmitglieder anwesend sind.  

(12) Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des/der 1. Vorsitzenden oder bei Abwesenheit die der 
Stellvertretung.             

 

§ 9 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. 

(2) Eine ordentliche Mitgliederversammlung findet alle drei Jahre statt. Außerordentliche 
Mitgliederversammlungen sind einzuberufen, wenn es das Vereinsinteresse erfordert oder wenn mindestens 
25 % der stimmberechtigten Mitglieder dies schriftlich unter Angabe der Gründe beim Vorstand beantragen. 
Gegenstand der Beschlussfassung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung sind nur die zur 
Einberufung ausschlaggebenden und mitgeteilten Tagesordnungspunkte. Darüberhinausgehende Anträge und 
Ergänzungen der Tagesordnung sind ausgeschlossen. 

(3) Die Einberufung erfolgt durch den 1. Vorstandsvorsitzenden und in dessen Abwesenheit durch den 2. 
Vorsitzenden in Textform (z.B. per E-Mail oder Brief) unter Einhaltung einer Frist von mindestens drei Wochen 
und unter Bekanntgabe der Tagesordnung. 

(4) Die Mitgliederversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Entgegennahme der Berichte des Vorstands und der Kassenprüfenden, 

b) Entlastung des Vorstands, 

c) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands, des Ehrenrates und der Kassenprüfenden, 

e) Festsetzung der Mitgliedsbeiträge und Umlagen durch eine Beitrags- und Gebührenordnung, 

f) Beschlussfassung über Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins. 

(5) Stimmberechtigt sind alle Ordentlichen Mitglieder und Ehrenmitglieder ab dem vollendeten 16. Lebensjahr. 
Kinder und Jugendliche bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres können ihre Mitgliederrechte in der 
Mitgliederversammlung durch einen Erziehungsberechtigten ausüben. Ab dem vollendeten 16. Lebensjahr 
dürfen die Mitgliederrechte nur noch höchstpersönlich ausgeübt werden; die Erteilung von 
Stimmrechtsvollmachten ist nicht zulässig.  

(6) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen 
gelten als nicht abgegebene Stimmen. Für Satzungsänderungen ist eine Mehrheit von zwei Dritteln, für die 
Auflösung des Vereins eine Mehrheit von vier Fünfteln der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 

(7) Anträge, die nicht in der Tagesordnung verzeichnet sind, dürfen nur behandelt werden, wenn die 
Mitgliederversammlung mit 2/3-Mehrheit beschließt, dass sie als Tagesordnungspunkt aufgenommen werden.  

(8) Anträge zur Satzungsänderung, die nicht in der Tagesordnung verzeichnet sind, sind mit einer Frist von 10 
Tagen nach der Einberufung der Mitgliederversammlung einzureichen, dann wird die neue aktualisierte 
Tagesordnung mit einer 1-Wochenfrist erneut an alle versandt. 

(9) Ein Antrag auf Satzungsänderung, der nicht in der Tagesordnung verzeichnet ist, ist nicht zulässig.  

(10) Dem auf der Mitgliederversammlung gestellten Antrag eines Mitgliedes auf geheime Abstimmung muss 
entsprochen werden.  



 

(11) Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung innerhalb von 14 Tagen einzuberufen, 
wenn  

a) berechtigte Vereinsinteressen vorliegen, oder 

b) ihm ein gemeinsamer schriftlicher Antrag von mindestens fünf Prozent der ordentlichen Mitglieder 
unter Angabe der gewünschten Tagesordnung zugeht.  

Tagesordnungspunkte sind hier ausschließlich nur diejenigen, die zur Einberufung geführt haben. 

(12) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu fertigen, das vom 
Versammlungsleitenden und dem Protokollführenden zu unterzeichnen ist. Das Protokoll der 
Mitgliederversammlung wird den Mitgliedern zeitnah nach Ende der Mitgliederversammlung per E-Mail 
zugesendet. 

(13) Mitgliederversammlungen werden grundsätzlich als Präsenzversammlung abgehalten. Der Vorstand kann 
beschließen, dass die Mitgliederversammlung rein virtuell oder als hybride Veranstaltung stattfindet. 

 

 § 9.1. Virtuelle/hybride Mitgliederversammlung  

(1) Der Vorstand kann entscheiden, die Mitgliederversammlung ohne Anwesenheit am Versammlungsort im 
Wege der elektronischen Kommunikation durchzuführen. Er kann die Durchführung auch als hybride 
Veranstaltung mit realer als auch virtueller Teilnahme ermöglichen. Mitglieder sind über die Art der 
Durchführung im Rahmen der Einladung zu informieren.  

(2) Virtuelle Sitzungen finden in einem nur für Mitglieder zugänglichen Chatroom per Video- oder 
Telefonkonferenz statt. Die Zugangsdaten sind den Mitgliedern rechtzeitig vor Beginn der Veranstaltung zur 
Verfügung zu stellen. Die Mitglieder sind verpflichtet die Zugangsdaten unter Verschluss zu halten und 
ausschließlich zur berechtigten Teilnahme an der Sitzung zu nutzen.  
Virtuell teilnehmende Mitglieder müssen sicherstellen, dass unberechtigte Dritte von den Inhalten der 
Versammlung keine Kenntnis erhalten können.  

(3) Während der Sitzung muss technisch sichergestellt sein, dass die teilnehmenden Mitglieder ihre 
satzungsgemäßen Rechte (Rede-, Antrags- und Stimmrecht) ausüben können. Die Gültigkeit von Beschlüssen 
und Wahlen wird nicht dadurch berührt, dass einzelne Mitglieder aufgrund technischer Störungen an der 
Teilnahme oder der Ausübung ihrer Rechte nach Satz 1 gehindert sind.  

 

§ 10 Ehrenrat 

(1) Der Ehrenrat besteht aus einer Obperson, zwei Beisitzenden sowie zwei Ersatzmitgliedern. Seine Mitglieder 
dürfen kein anderes Amt im Verein bekleiden. Sie werden vom Vorstand auf die Dauer von sechs Jahren 
berufen. 

(2) Der Ehrenrat ist zuständig für: 

a) die Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Mitgliedern, 

b) die Entscheidung über den Ausschluss von Mitgliedern gemäß § 5.6., 

c) die Verhängung von Disziplinarmaßnahmen bei Satzungsverstößen.  

(3) Der Ehrenrat tritt auf Antrag eines Mitglieds oder eines Vereinsorgans zusammen. Er gibt den Betroffenen 
die Möglichkeit zur Anhörung. Seine Entscheidungen trifft er nach bestem Wissen und Gewissen und teilt sie 
den Betroffenen schriftlich mit. 

 



 

(4) Der Verein stellt einfach zugängliche Meldemechanismen zu mutmaßlichen Verletzungen der Satzung zur 
Verfügung (z. B. auf der Webseite oder im Vereinsheim). Vertraulichkeit und Schutz vor negativen 
Konsequenzen sind denjenigen garantiert, die diese Mechanismen guten Glaubens nutzen. 

 

§ 11 Abteilungen 

(1) Für die im Verein betriebenen Sportarten können Abteilungen gebildet werden. Hierbei handelt es sich um 
rechtlich unselbständige Untergliederungen. Die Gründung und Auflösung einer Abteilung bedürfen der 
Zustimmung des Vorstands. 

(2) Jede Abteilung wird von einer Abteilungsleitung geführt, die von den Mitgliedern der Abteilung gewählt wird. 

(3) Das Nähere zur Organisation der Abteilungen kann in einer Abteilungsordnung geregelt werden, die der 
Genehmigung des Vorstands bedarf. 

 

§ 12 Kassenprüfung 

(1) Die Mitgliederversammlung wählt zwei Kassenprüfende, die nicht dem Vorstand angehören dürfen, für eine 
Amtszeit von drei Jahren. 

(2) Die Kassenprüfenden haben die Kasse, die Buchführung und die Belege des Vereins mindestens einmal 
jährlich sachlich und rechnerisch zu prüfen und der Mitgliederversammlung über das Ergebnis zu berichten. 

 

§ 13 Auflösung des Vereins 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der in § 9 festgelegten 
Stimmenmehrheit beschlossen werden. 

(2) Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der/die 1. Vorsitzende und der/die 2. 
Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 

(3) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen 
des Vereins an den  

Heimatverein Reinhardtsgrimma e.V., Grimmsche Hauptstraße 44, 01768 Glashütte 

Steuernummer 210/142/17476, 

der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 

 

§ 14 Vereinsordnungen 

(1) Der Verein kann sich zur Regelung der internen Abläufe des Vereinslebens Vereinsordnungen geben. Für 
den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung einer Ordnung ist der Vorstand zuständig, sofern die Satzung 
nichts anderes regelt.  
(2) Alle Vereinsordnungen sind nicht Bestandteil dieser Satzung und werden daher nicht in das Vereinsregister 
eingetragen. Die Vereinsordnungen dürfen der Satzung nicht widersprechen. 

 

 

 



 

§ 15 Datenschutz 

 

(1) Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben der 
EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) personenbezogene 
Daten über persönliche und sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein verarbeitet. 

(2) Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen vorliegen, hat jedes 
Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte: das Recht auf Auskunft, auf Berichtigung, auf Löschung, 
auf Einschränkung der Verarbeitung, auf Datenübertragbarkeit und das Widerspruchsrecht. 

 

§ 16 Schlussbestimmungen 

(1) Diese Satzung wurde von der Mitgliederversammlung am 27.04.2026 beschlossen und tritt mit Eintragung in 
das Vereinsregister in Kraft. 

(2) Soweit in dieser Satzung aus Gründen der Lesbarkeit auf die gleichzeitige Verwendung männlicher, 
weiblicher und diverser Sprachformen verzichtet wird, beziehen sich alle Personenbezeichnungen 
gleichermaßen auf alle Geschlechter. 

 
 
Der Vorstand des TSV Reinhardtsgrimma 1894 e.V. 
 
 
Reinhardtsgrimma, 27.04.2026 
 
 
 

 
     


